
 

Freifahrt oder 365-Euro-Tickets:  
Kosten und Wirkung für die Verkehrswende 
 

Die Fahrgäste leisten in Deutschland durch den Kauf 
ihres Tickets einen zentralen und zuverlässigen 
Beitrag für ein leistungsfähiges ÖPNV-System. 
Fahrgeldeinnahmen sind die wichtigste Säule der 
ÖPNV-Finanzierung und hatten im Jahr 2018 ein 
Volumen von 13 Milliarden Euro.  
 
Für die Politik und die Verkehrsunternehmen be-
steht derzeit die große Herausforderung, den Wi-
derspruch zwischen steigenden Ansprüchen an 
Angebot, Kapazitäten und Qualität des ÖPNV im 
Sinne von Klimaschutz und Luftreinhaltung sowie 
der Forderung nach günstigen Fahrpreisen aufzulö-
sen. 
 
Mit diesem Positionspapier möchte der Verband 
Deutscher Verkehrsunternehmen (VDV), Branchen-
verband für über 600 Bus- und Bahnunternehmen 
und Verkehrsverbünde, einen Beitrag für eine fak-
tenbasierte Auseinandersetzung mit der möglichen 
Einführung und den Folgen von Freifahrten oder 
365-Euro-Tickets im Nahverkehr leisten. 
 
Aus Sicht des VDV sind folgende Punkte zentral: 
Wenn die Verkehrswende für Klimaschutz und 
Luftreinhaltung wirkungsvoll und nachhaltig reali-
siert werden soll, bedarf es eines schlüssigen Ge-
samtkonzepts. Neben Anreizen zur vermehrten 
Nutzung von Bahnen und Bussen müssen gleichlau-
fende Anreize zur Verkehrsvermeidung im MIV 
umgesetzt werden. Anstelle punktueller Tarifermä-
ßigungen führen nur ganzheitliche Maßnahmen-
Pakete, wie zum Beispiel in den Städten Wien oder 
Hasselt, zum gewünschten Erfolg.  
 
Länder und Kommunen, die in Folge klimapoliti-
scher Debatten massive Tarifsenkungen im ÖPNV in 
Erwägung ziehen, sind daher gut beraten, ein Bündel 
an wirkungsvollen Maßnahmen aufzustellen. Es ist 
intensiv zu prüfen, ob Tarifsenkungen dauerhaft aus 
dem Haushalt finanzierbar sind und die gewünsch-
ten klimapolitischen Zielsetzungen erreichen.  

Preisanpassungen wirken im ÖPNV aufgrund einer 
unelastischen Nachfrage viel geringer als in ande-
ren Branchen. Bei isolierten Preissenkungen wer-
den weniger neue Kunden gewonnen als zur Kom-
pensation der Verminderung notwendig wären. 
Denn der Fahrpreis ist nur eine von vielen Ein-
flussgrößen.  
 
Bevor Tarifsenkungen umgesetzt werden, müssen 
die öffentlichen Mittel im ersten Schritt vorrangig 
in Ausbau von Angebot, Kapazitäten und Qualität 
investiert werden. Hierfür gilt es, die derzeit vor-
handenen finanziellen Spielräume in den Haushal-
ten von Bund und Ländern zu nutzen und zusätzli-
che Mittel für Aus- und Neubau sowie die Grunder-
neuerung des ÖPNV zur Verfügung zu stellen.  
 

 

Das 365-Euro-Ticket ist Thema im Wahlkampf  

 

„Kostenloser“ Nahverkehr ist keine neue Idee 
Debatten über Tarifermäßigungen im Nahverkehr 
sind nicht neu und werden seit den 1970er Jahren 
national und international in unterschiedlicher 
Intensität geführt. Bei Tarifermäßigungen und An-
geboten für „kostenlosen“ Nahverkehr sind die un-
terschiedlichsten Differenzierungen anzutreffen, 
zum Beispiel: 
 
- Fixpreis | 365-Euro-Jahresticket in Wien 
- Räumlich | Free Tram Zone Melbourne nur für 

Fahrten mit der Straßenbahn 
- Zeitlich | Seit Dezember 2018 Gratis-ÖPNV am 

Samstag in Aschaffenburg (Bus und Maintalbahn) 
- Für Einwohner | Seit 2013 in Tallinn  
- Für bestimmte Bevölkerungsgruppen | Freifahrt 

für alle Schüler bis zum 15. Geburtstag während 
der Wiener Schulferien  

 
Alle Umsetzungen und Erprobungen haben das ge-
meinsame Bestreben, hohe Wachstumsraten im 
motorisierten Individualverkehr (MIV) durch mas-
sive Preissenkungen im ÖPNV zu begrenzen und die 
Verkehrsmittelwahl zugunsten umweltfreundlicher 
Verkehrsträger zu beeinflussen.  
 
Erhoffte Effekte derartiger Angebote sind in der 
Regel vermutete positive Auswirkungen auf Luft-
reinhaltung, Klimaschutz und Lebensqualität in den 
Städten, verbunden mit weniger Verkehrsunfällen. 
Dem stehen als Nachteil hohe Kosten für die Kom-
mune durch den Wegfall der Fahrgeldeinnahmen 
gegenüber, die über andere Einnahmen von den 
Bürger kompensiert werden müssen, denn „kosten-
losen“ Nahverkehr gibt es nicht.  
 
Entweder tragen die Kunden einen wesentlichen 
Teil der Kosten über den Kauf von Fahrscheinen, es 
zahlen alle Steuerzahler oder es werden auf kommu-
naler Ebene ergänzende Finanzierungsmodelle für 
den ÖPNV eingeführt.  
 
Das Beispiel Wien 
In der Stadt Wien, auf die im Zusammenhang mit 
dem 365-Euro-Jahresticket gern als „Wiener Weg“ 
verwiesen wird, hat der Prozess zur Umsetzung 
eines attraktiven und qualitativ hochwertigen 
ÖPNV-Angebots vor mehr als 20 Jahre begonnen.  
 
Lange vor Einführung des 365-Euro-Jahrestickets 
lag der Anteil der „Öffis“ in Wien bei 37 %. Insbe-
sondere der frühzeitige und offensive Ausbau des 
ÖPNV hat zur deutlichen Erhöhung der Fahrgast-
zahlen beigetragen.  

Der hohe Anteil des Umweltverbunds am Modal 
Split ist vor dem Hintergrund einer wachsenden 
Einwohnerzahl beachtlich und zum Aufrechterhal-
ten der städtischen Lebensqualität von entschei-
dender Bedeutung.  
 

 

 
Entwicklung des Modal Splits in Wien 
 
Der Effekt nach Einführung des 365-Euro-Jahres-
tickets auf die Fahrgastzahlen war in Wien dagegen 
eher gering. Die Zahl verkaufter Jahreskarten hat 
sich seither zwar verdoppelt. Allerdings dadurch, 
dass Nutzer - die auch vorher schon ÖPNV-Kunden 
waren - von Einzeltickets zur preisgünstigeren 
Jahreskarte wechselten. Diese Wanderungen zwi-
schen den Fahrausweisarten haben weitaus größere 
Effekte als die Gewinnung neuer Kunden. 
 
Maßnahmen-Paket in Wien (Österreich) 
 
ÖPNV | Frühzeitiger Ausbau von S- und U-Bahn | 
Ausbau des Tram- und Busnetzes als Zubringer zu 
S- und U-Bahn | Ab 2012 neues Tarifsystem mit 
365-Euro-Jahresticket, Preise für Gelegenheits-
kunden steigen | Systematische Bevorrechtigung, 
Beschleunigung und Modernisierung des ÖPNV  
MIV | Ab 1993 kontinuierliche Ausweitung der 
Parkraumbewirtschaftung, seit 1999 in allen Bezir-
ken der Innenstadt  
Finanzierung | Betriebskostenzuschuss der Stadt 
für den ÖPNV in Höhe von 324 Mio. Euro (2017) | 
Seit 1970 Dienstgeberabgabe mit Zweckbindung zur 
Errichtung einer U-Bahn, seit 2012 Erhöhung auf 
2 Euro je Woche und Mitarbeiter  67 Mio. Euro 
Einnahmen (2013) |  
Seit 1975 Parkometerabgabe mit zweckgebundenem 
Anteil für den ÖPNV, der seit 2011 auf 81 % gestei-
gert wurde, seit 2012 höhere Parkgebühren  
102 Mio. Euro Einnahmen (2013) zur weitgehenden 
Kompensation der Einnahmeausfälle aus dem 365-
Euro-Jahresticket ohne zusätzliche Haushaltsmittel  
  

 

Fazit 
Wie die Beispiele zeigen, wirken Tarifsenkungen im 
ÖPNV - wenn überhaupt - erst in einem ganzheitli-
chen Gesamtkonzept aus Push-und-Pull-
Maßnahmen, das auch effektive flankierende An-
reize zur Verkehrsvermeidung im MIV umfasst. 
Steuernde Maßnahmen sind entscheidende Stell-
schrauben und haben sehr großen Einfluss auf die 
Verkehrsmittelwahl, da sie die Reisezeit mit Bahnen 
und Bussen reduzieren oder für den MIV erhöhen:  
 
- ÖPNV | Ausbau von Infrastruktur, Kapazitäten 

und zusätzlichen Angeboten, Beschleunigung 
durch Einrichten von Busspuren und Bevorrechti-
gung an Lichtsignalanlagen, Kombi-Haltestellen 
für kurze Umsteigewege zwischen Tram und Bus 

- MIV | Parkraumbewirtschaftung, Reduzieren der 
Anzahl an Fahrspuren, Geschwindigkeitsbegren-
zungen 

 
Notwendige Angebots- und Kapazitätsausweitun-
gen sowie Qualitätsverbesserungen für zusätzliche 
Fahrgäste im ÖPNV müssen dauerhaft finanziert 
werden. Im Rahmen ganzheitlicher Maßnahmen-
Pakete sind daher ergänzende Finanzierungsmodel-
le zu entwickeln und umzusetzen. Zusätzliche De-
ckungsbeiträge aus der Drittnutzerfinanzierung - 
wie die Dienstgeberabgabe und Parkraumbewirt-
schaftung in Wien - können dringend benötigte 
Einnahmen liefern.  
 
Weiterentwicklung der ÖPNV-Finanzierung 
Ergänzende Finanzierungsmodelle auf kommunaler 
Ebene, deren Einnahmen in voller Höhe dem ÖPNV 
zugutekommen, sind im europäischen Ausland seit 
langem etabliert und könnten zukünftig auch in 
Deutschland einen wertvollen Beitrag zur Kompen-
sation für ermäßigte Fahrpreise leisten. In Wien 
ergänzen die Einnahmen aus der Dienstgeberabgabe 
in Höhe von jährlich rund 70 Millionen Euro die 
dreistelligen Millionenbeträge, die die öffentliche 
Hand jährlich für Investitionen in das Wiener Stre-
ckennetz bereitstellt.  
 

 

Die Einnahmen aus der Dienstgeberabgabe fließen 
in Wien zweckgebunden in den U-Bahn-Ausbau 

 
Zusätzliche Kapazitäten, verlässliche und dichtere 
Takte, moderne emissionsfreie Fahrzeuge, intakte 
Infrastruktur und qualifiziertes Personal sind 
Grundvoraussetzungen für einen attraktiven 
ÖPNV. All dies muss dauerhaft finanziert werden.  
 
Die Langzeitfolgen beabsichtigter Tarifsenkungen 
sind gründlich zu bedenken. Einmal getroffene Ent-
scheidungen belasten die öffentlichen Haushalte in 
der Zukunft dauerhaft, schwächen die Ertragskraft 
von Fahrgeldeinahmen und auch künftige Inflati-
onsanpassungen sind mit einem 365-Euro-Ticket 
nicht mehr möglich.  
 
Steigen die Fahrgastzahlen, ist es zudem erforder-
lich, das Angebot deutlich auszuweiten und die 
Infrastruktur sowie die Kapazitäten auszubauen. 
Dies ist mit zusätzlichen Kosten verbunden, die 
dann nicht über Fahrgelderlöse getragen werden, 
sondern zu weiteren Belastungen der öffentlichen 
Haushalte führen. 
 
Eine intensive Beschäftigung mit der Wirksamkeit 
von Tarifabsenkungen und ein auf Dauer angelegtes 
verlässliches Finanzierungskonzept sind daher bei 
jeder Tarifrabattierung von grundlegender Wichtig-
keit, denn jeder Euro an öffentlichen Mitteln kann 
nur einmal ausgegeben werden. 
 
 
Ihre Ansprechpartner beim  
Verband Deutscher Verkehrsunternehmen e. V. 
 
Dr. Jan Schilling  
Geschäftsführer ÖPNV 
T 0221 57979-154 | schilling@vdv.de 
 
Alexandra Spiolek 
Fachbereichsleiterin Tarif-, Verbund- und  
Vertriebsangelegenheiten 
T 0221 57979-149 | spiolek@vdv.de 
 
Meinhard Zistel  
Fachbereichsleiter ÖPNV-Finanzierung,  
Demografie und ländliche Räume 
T 0221 57979-143 | zistel@vdv.de 
 
 
Bildquellen: Abb. 1 + 3 Meinhard Zistel (VDV) | Abb. 2 
Eigene Darstellung nach Wiener Linien GmbH & Co. 
KG und epomm.eu | Abb. 4 Thomas Hennerbichler 
(Wiener Linien GmbH & Co. KG) 
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Koordination Veranstaltungen  VO
Britta Böhne -102

Pressesprecher KP

Lars Wagner Berlin T -14, F -15

 Assistenzen Köln 

F | GFP | R2

Andrea Breuer T -157, F -8157

T2 | T5 | T6 | T11 | T12

Elisabeth Jüsten T -131, F -8131

T1 | T3 | T4 | T8

Svetlana Mang T -133, F -8133

EPR | ER | MG | RM

Judith Mattke T -145, F -8145

GFE | GFT | EPI

Britta Mas T -147, F -8147

BG

Sandra Raider T -173, F -8173

IGV | R3 | S | TR | V

Ingo Salvini-Plawen T -155, F -8155

B | FL | RA | ST | VB | W

Beatrix Winterfeld T -161, F -8161 

T7 | T13 | T21 | T22 | T23

Sabine Wachsmuth T -119, F -8119

 Assistenzen Berlin   

EB | EU | HGF | K | KB | KP | KP2 | LG Ost

Agatha Bienert  Berlin T -10, F -15
Pamela Dräwe  Berlin T -24, F -15
Katrin Hamisch  Berlin T -20, F -15

Auszüge aus dem VDV-Positionspapier, Download l https://www.vdv.de/positionspapier-freifahrt-und-365-euro-ticket-vdv.pdfx
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Betriebskosten fi nanzieren
Mit Blick auf die steigenden Betriebs- bzw. Investi ti onskosten im Zuge der 
massiven Angebotserweiterungen und der Umstellung von Fahrzeugfl ott en 
auf alternati ve Antriebe sind neue Finanzierungsmodelle nöti g. Eine  erheb-
 liche Steigerung der Fahrgastzahlen führt automati sch zu höherem Personal- 
und Fahrzeugbedarf sowie zu insgesamt steigenden Betriebskosten. Hinzu 
kommen die Investi ti onen für die Dekarbonisierung der Antriebe, die ein-
hergehen mit dem Umbau von Betriebshöfen und Werkstätt en. Dies alles 
muss durch zusätzliche fi nanzielle Mitt el abgesichert werden.

Neue Finanzierungsmodelle prüfen und einführen  
Ein kundenorienti erter, zukunft sfähiger und klimafreundlicher öff entlicher 
Personennahverkehr (ÖPNV) braucht eine dauerhaft  auskömmliche Finan-
zierung. Bund und Länder haben die Mitt el für den Nahverkehr bereits 
deutlich erhöht. Auch sind zur wirtschaft lichen Stabilisierung der Branche 
infolge der Corona-Krise zahlreiche Initi ati ven auf den Weg gebracht worden, 
um die Verluste bei Fahrgeldeinnahmen und die Kostenbelastungen durch 
die zusätzlichen Maßnahmen zum Gesundheitsschutz zu kompensieren. 
Für weitere Angebots- und Infrastrukturverbesserungen im öff entlichen 
Personenverkehr, die vor allem mit Blick auf die Realisierung der Mobilitäts  -
wende nöti g sind, muss in der 20. Wahlperiode aber zugleich über neue 
 Finanzierungsmodelle beraten werden. Auch Straßen nutzungs- und höhere 
Parkgebühren können beispielsweise als zusätzliche Finanzierungsquelle, 
aber auch für die Verkehrsverlagerung weg vom Pkw einen wichti gen 
 Beitrag leisten, ebenso wie eine konsequente Parkraumbewirtschaft ung. 
Weitere Modelle der sogenannten Dritt nutzerfi nanzierung, wie sie etwa 
erfolgreich in Städten wie Wien oder Paris bereits umgesetzt werden, sind 
hierbei zu prüfen. Dabei müssen die tragenden Säulen der bewährten 
ÖPNV-Finanzierung über Fahrgeldeinnahmen sowie das Gemeindeverkehrs -
fi nanzierungsgesetz und das Regionalisierungsgesetz beibehalten werden.

Statt 365-Euro-Ticket:
Angebotso� ensive für den ÖPNV 
Mit dem Klimaschutzprogramm 2030 hat sich der Bund darauf verständigt, 
dass verschiedene Modellprojekte zur Stärkung des ÖPNV unterstützt 
 werden. Dazu gehört auch die testweise Einführung von 365-Euro-Jahres-
ti ckets in ausgewählten Städten und Ballungsräumen. Der VDV lehnt eine 
bundesweite Einführung von 365-Euro-Jahresti ckets oder sogar kostenlose 
Angebote zum gegenwärti gen Zeitpunkt ab. Alle bisherigen Erfahrungen 
aus dem Ausland zeigen, dass nicht der Fahrpreis das entscheidende 
 Kriterium zum Umsti eg auf den öff entlichen Verkehr ist, sondern die 
Att rak ti vität und Zuverlässigkeit des Angebots. Daher ist es aus Sicht des 
VDV sinnvoll, die erhöhte ÖPNV-Finanzierung zunächst in den Ausbau 
und in die Grunderneuerung der Systeme, in neue Angebote und mehr 
 Kapazitäten im Nahverkehr zu investi eren. Auch zusätz liche,  moderne 
Fahrzeuge sind dabei ein wichti ger Baustein, der über die entsprechenden 
Programme der Länder gefördert werden muss. 

Die wirtschaft lichen Folgen von deutlichen und dauerhaft en Ticketpreis-
senkungen, wie etwa bei Einführung eines 365-Euro-Tickets, wären für 
die Branche erheblich. So hat eine VDV-eigene Abfrage ergeben, dass 
bei einem „typischen“ Verkehrsverbund die Einführung einer Jahreskarte 
mit verbundweiter  Gülti gkeit zum Preis von 365 Euro zu unmitt elbaren 
 Einnahmenminderungen von etwa 66 Prozent bei den Abokunden führen 
würde. Bundesweit wären Einnahmeverluste für die ÖPNV-Unternehmen 
in Höhe von rund 4 Milliarden Euro jährlich zu erwarten. Dies würde durch 
den zu erwartenden Kundenzuwachs nicht aufgefangen werden. Zudem 
wäre bei einer deutlichen Vergünsti gung der ÖPNV-Jahresti ckets damit zu 
rechnen, dass vor allem die umweltf reundlich mobilen Fußgänger und 
Radfahrer umsteigen würden,  was eine klima politi sche Fehlentwicklung 
zur Folge hätt e.  

Zukunftsinvestitionen

Straßennutzungs- und 
 Parkgebühren können zur 
Verkehrsverlagerung beitragen

Fahrpreis ist nicht entscheidend 
für den Umstieg auf den ÖPNV

Oben rechts: Auszug aus der VDV-Broschüre 
„Jetzt mehr bewegen: Mobilitätswende for- 
cieren”, Download l https://www.vdv.de/1 
vdv-broschuere-btw-2021-rz-05052021.pdfx

Links: Karikatur: Heiko Sakurei, VDV

 

Fazit 
Wie die Beispiele zeigen, wirken Tarifsenkungen im 
ÖPNV - wenn überhaupt - erst in einem ganzheitli-
chen Gesamtkonzept aus Push-und-Pull-
Maßnahmen, das auch effektive flankierende An-
reize zur Verkehrsvermeidung im MIV umfasst. 
Steuernde Maßnahmen sind entscheidende Stell-
schrauben und haben sehr großen Einfluss auf die 
Verkehrsmittelwahl, da sie die Reisezeit mit Bahnen 
und Bussen reduzieren oder für den MIV erhöhen:  
 
- ÖPNV | Ausbau von Infrastruktur, Kapazitäten 

und zusätzlichen Angeboten, Beschleunigung 
durch Einrichten von Busspuren und Bevorrechti-
gung an Lichtsignalanlagen, Kombi-Haltestellen 
für kurze Umsteigewege zwischen Tram und Bus 

- MIV | Parkraumbewirtschaftung, Reduzieren der 
Anzahl an Fahrspuren, Geschwindigkeitsbegren-
zungen 

 
Notwendige Angebots- und Kapazitätsausweitun-
gen sowie Qualitätsverbesserungen für zusätzliche 
Fahrgäste im ÖPNV müssen dauerhaft finanziert 
werden. Im Rahmen ganzheitlicher Maßnahmen-
Pakete sind daher ergänzende Finanzierungsmodel-
le zu entwickeln und umzusetzen. Zusätzliche De-
ckungsbeiträge aus der Drittnutzerfinanzierung - 
wie die Dienstgeberabgabe und Parkraumbewirt-
schaftung in Wien - können dringend benötigte 
Einnahmen liefern.  
 
Weiterentwicklung der ÖPNV-Finanzierung 
Ergänzende Finanzierungsmodelle auf kommunaler 
Ebene, deren Einnahmen in voller Höhe dem ÖPNV 
zugutekommen, sind im europäischen Ausland seit 
langem etabliert und könnten zukünftig auch in 
Deutschland einen wertvollen Beitrag zur Kompen-
sation für ermäßigte Fahrpreise leisten. In Wien 
ergänzen die Einnahmen aus der Dienstgeberabgabe 
in Höhe von jährlich rund 70 Millionen Euro die 
dreistelligen Millionenbeträge, die die öffentliche 
Hand jährlich für Investitionen in das Wiener Stre-
ckennetz bereitstellt.  
 

 

Die Einnahmen aus der Dienstgeberabgabe fließen 
in Wien zweckgebunden in den U-Bahn-Ausbau 

 
Zusätzliche Kapazitäten, verlässliche und dichtere 
Takte, moderne emissionsfreie Fahrzeuge, intakte 
Infrastruktur und qualifiziertes Personal sind 
Grundvoraussetzungen für einen attraktiven 
ÖPNV. All dies muss dauerhaft finanziert werden.  
 
Die Langzeitfolgen beabsichtigter Tarifsenkungen 
sind gründlich zu bedenken. Einmal getroffene Ent-
scheidungen belasten die öffentlichen Haushalte in 
der Zukunft dauerhaft, schwächen die Ertragskraft 
von Fahrgeldeinahmen und auch künftige Inflati-
onsanpassungen sind mit einem 365-Euro-Ticket 
nicht mehr möglich.  
 
Steigen die Fahrgastzahlen, ist es zudem erforder-
lich, das Angebot deutlich auszuweiten und die 
Infrastruktur sowie die Kapazitäten auszubauen. 
Dies ist mit zusätzlichen Kosten verbunden, die 
dann nicht über Fahrgelderlöse getragen werden, 
sondern zu weiteren Belastungen der öffentlichen 
Haushalte führen. 
 
Eine intensive Beschäftigung mit der Wirksamkeit 
von Tarifabsenkungen und ein auf Dauer angelegtes 
verlässliches Finanzierungskonzept sind daher bei 
jeder Tarifrabattierung von grundlegender Wichtig-
keit, denn jeder Euro an öffentlichen Mitteln kann 
nur einmal ausgegeben werden. 
 
 
Ihre Ansprechpartner beim  
Verband Deutscher Verkehrsunternehmen e. V. 
 
Dr. Jan Schilling  
Geschäftsführer ÖPNV 
T 0221 57979-154 | schilling@vdv.de 
 
Alexandra Spiolek 
Fachbereichsleiterin Tarif-, Verbund- und  
Vertriebsangelegenheiten 
T 0221 57979-149 | spiolek@vdv.de 
 
Meinhard Zistel  
Fachbereichsleiter ÖPNV-Finanzierung,  
Demografie und ländliche Räume 
T 0221 57979-143 | zistel@vdv.de 
 
 
Bildquellen: Abb. 1 + 3 Meinhard Zistel (VDV) | Abb. 2 
Eigene Darstellung nach Wiener Linien GmbH & Co. 
KG und epomm.eu | Abb. 4 Thomas Hennerbichler 
(Wiener Linien GmbH & Co. KG) 
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müssten ohnehin im Sortiment blei-
ben, weil knapp die Hälfte der im
Tagesdurchschnitt 400000 Fahrgäs-
te kein Abonnement hat, sondern
nicht regelmäßig mit Bussen und
Bahnen fährt.

▶Sind denn überhaupt neue
Fahrscheinangebote geplant?
Ja. „Wir werden voraussichtlich
Mitte des Jahres die Hannover Card
50 einführen“, sagt Verkehrsdezer-
nent Franz. Das Modell orientiert
sich an der BahnCard. Wer die Han-
nover-Variante zum Preis von mo-
natlich 10 Euro erwirbt, zahlt dann
für alle einzeln erworbenen Fahr-
scheine im GVH den halben Preis.

Wer entscheidet am Ende über
das 365-Euro-Ticket?
Die Politiker der Regionsversamm-
lung, in der SPD und Grüne das
Mehrheitsbündnis bilden. In ihrer
Vereinbarung heißt es: „Mit dem
365-Euro-Ticket wagen wir einen
weiteren offensiven Schritt in Rich-
tung Mobilitätswende und werden
dafür ein tragfähiges Finanzie-
rungs- und Umsetzungskonzept bei
der Regionsverwaltung in Auftrag
geben.“ Das dürfte frühestens Mitte
kommenden Jahres vorliegen. Mit
den dann fälligen Beratungen und
Beschlüssen wird der turnusmäßige
Tarifwechsel im Dezember 2022
nicht zu schaffen sein. Es könnte al-
so erst Mitte oder Ende des Jahres
2023 etwas mit dem Projekt werden
– wenn überhaupt. Politiker der
Grünen haben jedenfalls schon ein-
mal Zweifel angemeldet. „Das 365-
Euro-Ticket ist eine Subvention für
diejenigen, die ohnehin schon Bus-
se und Bahnen nutzen“, sagt etwa
Julia Stock, Ratsfrau in Hannover
und bis zum Sommer Vorsitzende
des Regionsverbandes ihrer Partei.

Versprechen mit Hindernissen
Regionspräsident Steffen Krach will ein 365-Euro-Ticket für den Nahverkehr. Damit würde die Region

eine bundesweite Vorreiterrolle übernehmen – weil andere die hohen Kosten scheuen.

D ie Formel ist so schön sim-
pel: 365 Euro für ein im ge-
samten Tarifgebiet des
Großraum-Verkehr Han-

nover (GVH) gültiges Jahresticket
in Bussen und Bahnen – das macht
einen Euro pro Tag. Im Wahlkampf
um das Amt des Regionspräsiden-
ten hat diese Formel auch der So-
zialdemokrat Steffen Krach aufge-
griffen und sie zu einer zentralen
Forderung gemacht. Jetzt sitzt
Krach auf dem Chefsessel im Re-
gionshaus und wird an seinen Wahl-
versprechen gemessen. „Ich werde
ein Konzept für das 365-Euro-Ticket
entwickeln, das dann ausführlich
beraten wird. Und dann wünsche
ich mir, dass es auch beschlossen
wird“, hat er gesagt. Doch wie sieht
die Kosten-Nutzen-Rechnung des
Tickets aus? Und was bedeutet es
für bestehende Tarifmodelle?

▶Welche Idee steckt hinter dem
365-Euro-Ticket?
Es geht darum, mit günstigen und
einfachen Angeboten mehr Men-
schen vom Auto in Busse und Bah-
nen zu holen. In der Region Hanno-
ver dominiert der Autoverkehr, der
bei der letzten entsprechenden Er-
hebung im Jahr 2017 einen Anteil
von35ProzentamGesamtverkehrs-
aufkommen hatte. Auf Busse und
Bahnen entfielen 16 Prozent.

▶Wer hat das 365-Euro-Ticket
erfunden?
Das war Österreichs Hauptstadt
Wien, wo es dieses Jahresticket seit
2012 gibt.

▶Wie sieht es in Deutschland
aus?
Keine größere Stadt oder Region
und kein Verkehrsverbund hat das
Ticketmodell bislang im Angebot.
EinVersuch in Bonn,wo esNeukun-
den kaufen konnten, floppte und
wurde wieder eingestellt – von
17000 zur Verfügung stehenden
Karten wurden nur 6000 abgesetzt.

Von Bernd Haase

Ein Rundgang für die Karriere
Nach einjähriger Corona-Pause ist die Jobmesse zurück: 120 Aussteller
freuen sich über das große Interesse im Hannover Congress Centrum

sondern auch ältere Fachkräfte, die
sichberuflichumorientierenwollen.
„Beiuns sindvieledabei,diesich für
unsere Studienangebote interessie-
ren“, sagt Dorothea Westphal vom
Gemeinschaftsstand von Landes-
kriminalamt, Zentraler Polizeidi-
rektionundPolizeidirektionHanno-
ver. Ihr Kollege Engin Tavan berät
zwei junge Frauen, die gerade ein
Freiwilliges Soziales Jahr absolvie-
ren. „Wir haben uns gezielt Anlauf-
punkte ausgesucht“, berichten sie.
Oben auf ihrer Liste steht neben der
Polizei die Medizinische Hochschu-
le.

Die Firma Railconzept aus Wuns-
torf bildet in elfmonatigen Kursen
Lokführer und Lokführerinnen aus,
die sie dann an Bahnunternehmen
vermittelt. „Wir sind mit der Reso-
nanz zufrieden“, sagt Inhaber Ro-
land Schmidt. Interessenten aus al-
len Altersgruppen seien an den
Stand gekommen. Dort steht unter
anderem ein Fahrsimulator, an dem
sich Jonas Doede aus Ahlem ver-
sucht. „Ich finde das ganz gut und
könnte mir vorstellen, so etwas ein-
mal zu machen“, erklärt er hinter-
her. Der Schüler der IGS Badenstedt
hat mit seinen 15 Jahren aber noch
reichlich Zeit für berufliche Orien-
tierung.

Am Stand von tecRacer spielt Josè
Llorens eine Partie Tischtennis an
einer Miniplatte. Die Firma aus
Hannover, die Kunden im Bereich
Cloud Computing für Amazon Web
Services berät, sorgt so für etwas
Abwechslung. Sie ist aber in erster
LiniebeiderJobmesse imHannover
Congress Centrum (HCC) dabei,
weil sie IT-Consultants und Ent-
wickler einstellen will. „Wir sind
froh, dass wir nicht mehr nur über
Webinare arbeiten müssen“, sagt
Eva Ramuschkat von tecRacer.

Die Jobmesse, von den Veran-
staltern als Karriere-Event bezeich-
net, musste wegen der Corona-Pan-
demie im vergangenen Jahr kurz-
fristig abgesagt werden. Jetzt sind
am Sonnabend und am Sonntag
120Aussteller unterschiedlichster
Branchen dabei, darunter bekannte
Namen wieTui,Bosch,dieDeutsche
Bahn, Aldi oder die Madsack Me-
diengruppe. Dazu kommen Hoch-
schulen, Behörden wie Polizei, Zoll,
Stadt und Region Hannover sowie
Weiterbildungseinrichtungen.

Mehr Besucher als erwartet
Am ersten Tag sind mehr als 1000
Besucher gekommen, was Ge-

Von Bernd Haase schäftsführer Michael Barlag von
der gleichnamigen Veranstaltungs-
agentur als Erfolg wertet. „Bei den
herrschenden Rahmenbedingun-
gen hätten wir gar nicht so viel er-
wartet“, sagt er. Es gilt die 3-G-Re-
gel, zudem herrscht Maskenpflicht.
„Wer die Messe besucht, hat sich
schon vorher informiert und klare
Vorstellungen“, sagt Barlag, dessen
Unternehmen in den vergangenen
14Wochen13Jobmessen imgesam-
ten Bundesgebiet veranstaltet hat.
Die Menschen seien dankbar für
Präsenzveranstaltungen.

Auch Fachkräfte kommen
Im HCC suchen nicht nur junge
Menschen nach Karrierechancen,

Nicht nur junge Menschen informie-
ren sich im HCC, auch ältere Fach-
kräfte besuchen die Stände der Aus-
steller. FOTO: NANCY HEUSEL

▶Warum findet es bislang so
wenig Nachahmer?
Das Ticket ist nicht kostendeckend
und für die tragende Kommune sehr
teuer. „Die Region Hannover müss-
te es mit 70 bis 90 Millionen Euro
subventionieren“, hat Verkehrsde-
zernent Ulf-Birger Franz im Som-
mer erklärt – und zwar pro Jahr.

Ein Gutachten des von der Grö-
ßenordnung her mit der Region
Hannover vergleichbaren Ver-
kehrsverbunds Großraum Nürn-
berg beziffert den Subventionsbe-
darf auf bis zu 100 Millionen Euro im
Jahr, verbunden mit Fahrgastzu-
wächsen von höchstens 3,2 Prozent.
Die Studie rät stattdessen, lieber in
das Verkehrsangebot zu investie-
ren. In München hat die grün-rote
Koalition im Stadtrat ebenfalls we-
gen der Kosten Pläne für das 365-
Euro-Ticket gestoppt.

Zweifel gibt es auch im Norden
Deutschlands: „Neue Kunden ge-
winnt man mit Angebotsoffensiven,
bei Preislösungen bin ich skep-
tisch“, sagt Anna-Theresa Korbutt,
seit April Geschäftsführerin beim
Hamburger Verkehrsverbund HVV.
Sie hat vorher in Wien gelebt und
gearbeitet.

Auch Hannovers grüner Ober-
bürgermeister Belit Onay sieht ein
günstiges Jahresticket nur als einen
Baustein, um mehr Menschen in die
öffentlichen Nahverkehrsmittel zu
bekommen. Mindestens ebenso
wichtig sei der Ausbau der Bus- und
Bahnverbindungen. „Es hilft mir
nichts, wenn ich nur einen Euro zah-
le, aber dann an irgendeiner Halte-
stelle nicht weiterkomme“, so Onay
im HAZ-Interview.

▶Was sagt der Verband Deut-
scher Verkehrsunternehmen?
DerDachverbandVDVhat imOkto-
ber ein Positionspapier zum Thema
vorgelegt. „Bevor Tarifsenkungen
umgesetzt werden, müssen die öf-
fentlichen Mittel im ersten Schritt
vorrangig in Ausbau von Angebot,
Kapazitäten und Qualität investiert
werden“, heißt es dort.

▶Wiemacht esWien?
Die Stadt hat genau das getan, was
der VDV fordert. Sie hat vor der Ein-
führung des 365-Euro-Tickets mas-
siv in den Ausbau ihres S-Bahn- und
U-Bahn-Netzes investiert. Gleich-
zeitig sind in den Innenstadtbezir-
ken kostenfreie Parkplätze entfal-
len und die Parkgebühren drastisch
erhöht worden. Außerdem gibt es in
der österreichischen Hauptstadt die
sogenannte Dienstgeberabgabe,
bei der Arbeitgeber für jeden Ange-
stellten 2 Euro pro Woche abführen
müssen. Mit beiden Einnahmequel-
len wird das 365-Euro-Ticket
gegenfinanziert.

▶Was kostet der Nahverkehr in
der Region Hannover?
Nahverkehr ist nicht kostende-
ckend zu betreiben. Die Zuschüsse
belaufen sich in der Region aktuell
auf etwa 150 Millionen Euro jähr-
lich. Weil Investitionen etwa in neue
Stadtbahnwagen, einen neuen Be-
triebshof oder das Sprinti-Projekt
mitKleinbussen inderRegionfinan-
ziert werden müssen, dürfte diese
Summe in den nächsten Jahren auf
etwa 190 Millionen Euro ansteigen.

Unwägbarkeiten gibt es derzeit
bei den Einnahmen aus dem Fahr-

scheinverkauf, aus denen der GVH
im Vor-Corona-Jahr 2019 gut
280Millionen Euro erlöst hat. Aktu-
ellerreichtdasFahrgastaufkommen
bei Üstra, Regiobus und den ande-
ren Verkehrsunternehmen etwa
80Prozent des Niveaus der Zeiten
vor der Pandemie. Bund und Land
wollen mit einem Rettungsschirm
wie im vergangenen Jahr Verluste
ausgleichen. In welcher Höhe, steht
allerdings noch nicht fest. Die Mil-
lionen für das 365-Euro-Ticket wür-
den den Zuschussbedarf entspre-
chend vergrößern.

▶Welche Geldquellen könnte
die Region anzapfen?
Bundes- oder Landeszuschüsse gibt
es für derartige Maßnahmen nicht.

Die Wiener Lösung scheidet auch
aus, weil Parkgebühren Angele-
genheit der Städte und Gemeinden
sind. Bleiben also Schulden, Strei-
chungen an anderer Stelle im Ver-
kehrshaushalt oder eine Erhöhung
der Regionsumlage. Letzteres sind
die Beiträge, die Hannover und die
20 Städte und Gemeinden im Um-
land an die Region zahlen.

▶Werwürde überhaupt vom
365-Euro-Ticket profitieren?
Im derzeitigen Tarifsystem beim
GVH jedenfalls nicht alle, weil es
Rabattierungen gibt. Jugendnetz-
karten beispielsweise kosten
15Euro imMonat,Seniorennetzkar-
ten im Abonnement 25,50 Euro. Ein-
zelfahrscheine und Tageskarten

Geht es nach den Plänen von Steffen Krach, gibt es in der Region ein neues Ticketangebot für den Nahverkehr. FOTO: MICHAEL THOMAS
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müssten ohnehin im Sortiment blei-
ben, weil knapp die Hälfte der im
Tagesdurchschnitt 400000 Fahrgäs-
te kein Abonnement hat, sondern
nicht regelmäßig mit Bussen und
Bahnen fährt.

▶Sind denn überhaupt neue
Fahrscheinangebote geplant?
Ja. „Wir werden voraussichtlich
Mitte des Jahres die Hannover Card
50 einführen“, sagt Verkehrsdezer-
nent Franz. Das Modell orientiert
sich an der BahnCard. Wer die Han-
nover-Variante zum Preis von mo-
natlich 10 Euro erwirbt, zahlt dann
für alle einzeln erworbenen Fahr-
scheine im GVH den halben Preis.

Wer entscheidet am Ende über
das 365-Euro-Ticket?
Die Politiker der Regionsversamm-
lung, in der SPD und Grüne das
Mehrheitsbündnis bilden. In ihrer
Vereinbarung heißt es: „Mit dem
365-Euro-Ticket wagen wir einen
weiteren offensiven Schritt in Rich-
tung Mobilitätswende und werden
dafür ein tragfähiges Finanzie-
rungs- und Umsetzungskonzept bei
der Regionsverwaltung in Auftrag
geben.“ Das dürfte frühestens Mitte
kommenden Jahres vorliegen. Mit
den dann fälligen Beratungen und
Beschlüssen wird der turnusmäßige
Tarifwechsel im Dezember 2022
nicht zu schaffen sein. Es könnte al-
so erst Mitte oder Ende des Jahres
2023 etwas mit dem Projekt werden
– wenn überhaupt. Politiker der
Grünen haben jedenfalls schon ein-
mal Zweifel angemeldet. „Das 365-
Euro-Ticket ist eine Subvention für
diejenigen, die ohnehin schon Bus-
se und Bahnen nutzen“, sagt etwa
Julia Stock, Ratsfrau in Hannover
und bis zum Sommer Vorsitzende
des Regionsverbandes ihrer Partei.

Versprechen mit Hindernissen
Regionspräsident Steffen Krach will ein 365-Euro-Ticket für den Nahverkehr. Damit würde die Region

eine bundesweite Vorreiterrolle übernehmen – weil andere die hohen Kosten scheuen.

D ie Formel ist so schön sim-
pel: 365 Euro für ein im ge-
samten Tarifgebiet des
Großraum-Verkehr Han-

nover (GVH) gültiges Jahresticket
in Bussen und Bahnen – das macht
einen Euro pro Tag. Im Wahlkampf
um das Amt des Regionspräsiden-
ten hat diese Formel auch der So-
zialdemokrat Steffen Krach aufge-
griffen und sie zu einer zentralen
Forderung gemacht. Jetzt sitzt
Krach auf dem Chefsessel im Re-
gionshaus und wird an seinen Wahl-
versprechen gemessen. „Ich werde
ein Konzept für das 365-Euro-Ticket
entwickeln, das dann ausführlich
beraten wird. Und dann wünsche
ich mir, dass es auch beschlossen
wird“, hat er gesagt. Doch wie sieht
die Kosten-Nutzen-Rechnung des
Tickets aus? Und was bedeutet es
für bestehende Tarifmodelle?

▶Welche Idee steckt hinter dem
365-Euro-Ticket?
Es geht darum, mit günstigen und
einfachen Angeboten mehr Men-
schen vom Auto in Busse und Bah-
nen zu holen. In der Region Hanno-
ver dominiert der Autoverkehr, der
bei der letzten entsprechenden Er-
hebung im Jahr 2017 einen Anteil
von35ProzentamGesamtverkehrs-
aufkommen hatte. Auf Busse und
Bahnen entfielen 16 Prozent.

▶Wer hat das 365-Euro-Ticket
erfunden?
Das war Österreichs Hauptstadt
Wien, wo es dieses Jahresticket seit
2012 gibt.

▶Wie sieht es in Deutschland
aus?
Keine größere Stadt oder Region
und kein Verkehrsverbund hat das
Ticketmodell bislang im Angebot.
EinVersuch in Bonn,wo esNeukun-
den kaufen konnten, floppte und
wurde wieder eingestellt – von
17000 zur Verfügung stehenden
Karten wurden nur 6000 abgesetzt.

Von Bernd Haase

Ein Rundgang für die Karriere
Nach einjähriger Corona-Pause ist die Jobmesse zurück: 120 Aussteller
freuen sich über das große Interesse im Hannover Congress Centrum

sondern auch ältere Fachkräfte, die
sichberuflichumorientierenwollen.
„Beiunssindvieledabei,diesich für
unsere Studienangebote interessie-
ren“, sagt Dorothea Westphal vom
Gemeinschaftsstand von Landes-
kriminalamt, Zentraler Polizeidi-
rektionundPolizeidirektionHanno-
ver. Ihr Kollege Engin Tavan berät
zwei junge Frauen, die gerade ein
Freiwilliges Soziales Jahr absolvie-
ren. „Wir haben uns gezielt Anlauf-
punkte ausgesucht“, berichten sie.
Oben auf ihrer Liste steht neben der
Polizei die Medizinische Hochschu-
le.

Die Firma Railconzept aus Wuns-
torf bildet in elfmonatigen Kursen
Lokführer und Lokführerinnen aus,
die sie dann an Bahnunternehmen
vermittelt. „Wir sind mit der Reso-
nanz zufrieden“, sagt Inhaber Ro-
land Schmidt. Interessenten aus al-
len Altersgruppen seien an den
Stand gekommen. Dort steht unter
anderem ein Fahrsimulator, an dem
sich Jonas Doede aus Ahlem ver-
sucht. „Ich finde das ganz gut und
könnte mir vorstellen, so etwas ein-
mal zu machen“, erklärt er hinter-
her. Der Schüler der IGS Badenstedt
hat mit seinen 15 Jahren aber noch
reichlich Zeit für berufliche Orien-
tierung.

Am Stand von tecRacer spielt Josè
Llorens eine Partie Tischtennis an
einer Miniplatte. Die Firma aus
Hannover, die Kunden im Bereich
Cloud Computing für Amazon Web
Services berät, sorgt so für etwas
Abwechslung. Sie ist aber in erster
LiniebeiderJobmesse imHannover
Congress Centrum (HCC) dabei,
weil sie IT-Consultants und Ent-
wickler einstellen will. „Wir sind
froh, dass wir nicht mehr nur über
Webinare arbeiten müssen“, sagt
Eva Ramuschkat von tecRacer.

Die Jobmesse, von den Veran-
staltern als Karriere-Event bezeich-
net, musste wegen der Corona-Pan-
demie im vergangenen Jahr kurz-
fristig abgesagt werden. Jetzt sind
am Sonnabend und am Sonntag
120Aussteller unterschiedlichster
Branchen dabei, darunter bekannte
Namen wieTui,Bosch,dieDeutsche
Bahn, Aldi oder die Madsack Me-
diengruppe. Dazu kommen Hoch-
schulen, Behörden wie Polizei, Zoll,
Stadt und Region Hannover sowie
Weiterbildungseinrichtungen.

Mehr Besucher als erwartet
Am ersten Tag sind mehr als 1000
Besucher gekommen, was Ge-

Von Bernd Haase schäftsführer Michael Barlag von
der gleichnamigen Veranstaltungs-
agentur als Erfolg wertet. „Bei den
herrschenden Rahmenbedingun-
gen hätten wir gar nicht so viel er-
wartet“, sagt er. Es gilt die 3-G-Re-
gel, zudem herrscht Maskenpflicht.
„Wer die Messe besucht, hat sich
schon vorher informiert und klare
Vorstellungen“, sagt Barlag, dessen
Unternehmen in den vergangenen
14Wochen13Jobmessen imgesam-
ten Bundesgebiet veranstaltet hat.
Die Menschen seien dankbar für
Präsenzveranstaltungen.

Auch Fachkräfte kommen
Im HCC suchen nicht nur junge
Menschen nach Karrierechancen,

Nicht nur junge Menschen informie-
ren sich im HCC, auch ältere Fach-
kräfte besuchen die Stände der Aus-
steller. FOTO: NANCY HEUSEL

▶Warum findet es bislang so
wenig Nachahmer?
Das Ticket ist nicht kostendeckend
und für die tragende Kommune sehr
teuer. „Die Region Hannover müss-
te es mit 70 bis 90 Millionen Euro
subventionieren“, hat Verkehrsde-
zernent Ulf-Birger Franz im Som-
mer erklärt – und zwar pro Jahr.

Ein Gutachten des von der Grö-
ßenordnung her mit der Region
Hannover vergleichbaren Ver-
kehrsverbunds Großraum Nürn-
berg beziffert den Subventionsbe-
darf auf bis zu 100 Millionen Euro im
Jahr, verbunden mit Fahrgastzu-
wächsen von höchstens 3,2 Prozent.
Die Studie rät stattdessen, lieber in
das Verkehrsangebot zu investie-
ren. In München hat die grün-rote
Koalition im Stadtrat ebenfalls we-
gen der Kosten Pläne für das 365-
Euro-Ticket gestoppt.

Zweifel gibt es auch im Norden
Deutschlands: „Neue Kunden ge-
winnt man mit Angebotsoffensiven,
bei Preislösungen bin ich skep-
tisch“, sagt Anna-Theresa Korbutt,
seit April Geschäftsführerin beim
Hamburger Verkehrsverbund HVV.
Sie hat vorher in Wien gelebt und
gearbeitet.

Auch Hannovers grüner Ober-
bürgermeister Belit Onay sieht ein
günstiges Jahresticket nur als einen
Baustein, um mehr Menschen in die
öffentlichen Nahverkehrsmittel zu
bekommen. Mindestens ebenso
wichtig sei der Ausbau der Bus- und
Bahnverbindungen. „Es hilft mir
nichts, wenn ich nur einen Euro zah-
le, aber dann an irgendeiner Halte-
stelle nicht weiterkomme“, so Onay
im HAZ-Interview.

▶Was sagt der Verband Deut-
scher Verkehrsunternehmen?
DerDachverbandVDVhat imOkto-
ber ein Positionspapier zum Thema
vorgelegt. „Bevor Tarifsenkungen
umgesetzt werden, müssen die öf-
fentlichen Mittel im ersten Schritt
vorrangig in Ausbau von Angebot,
Kapazitäten und Qualität investiert
werden“, heißt es dort.

▶Wiemacht esWien?
Die Stadt hat genau das getan, was
der VDV fordert. Sie hat vor der Ein-
führung des 365-Euro-Tickets mas-
siv in den Ausbau ihres S-Bahn- und
U-Bahn-Netzes investiert. Gleich-
zeitig sind in den Innenstadtbezir-
ken kostenfreie Parkplätze entfal-
len und die Parkgebühren drastisch
erhöht worden. Außerdem gibt es in
der österreichischen Hauptstadt die
sogenannte Dienstgeberabgabe,
bei der Arbeitgeber für jeden Ange-
stellten 2 Euro pro Woche abführen
müssen. Mit beiden Einnahmequel-
len wird das 365-Euro-Ticket
gegenfinanziert.

▶Was kostet der Nahverkehr in
der Region Hannover?
Nahverkehr ist nicht kostende-
ckend zu betreiben. Die Zuschüsse
belaufen sich in der Region aktuell
auf etwa 150 Millionen Euro jähr-
lich. Weil Investitionen etwa in neue
Stadtbahnwagen, einen neuen Be-
triebshof oder das Sprinti-Projekt
mitKleinbussen inderRegionfinan-
ziert werden müssen, dürfte diese
Summe in den nächsten Jahren auf
etwa 190 Millionen Euro ansteigen.

Unwägbarkeiten gibt es derzeit
bei den Einnahmen aus dem Fahr-

scheinverkauf, aus denen der GVH
im Vor-Corona-Jahr 2019 gut
280Millionen Euro erlöst hat. Aktu-
ellerreichtdasFahrgastaufkommen
bei Üstra, Regiobus und den ande-
ren Verkehrsunternehmen etwa
80Prozent des Niveaus der Zeiten
vor der Pandemie. Bund und Land
wollen mit einem Rettungsschirm
wie im vergangenen Jahr Verluste
ausgleichen. In welcher Höhe, steht
allerdings noch nicht fest. Die Mil-
lionen für das 365-Euro-Ticket wür-
den den Zuschussbedarf entspre-
chend vergrößern.

▶Welche Geldquellen könnte
die Region anzapfen?
Bundes- oder Landeszuschüsse gibt
es für derartige Maßnahmen nicht.

Die Wiener Lösung scheidet auch
aus, weil Parkgebühren Angele-
genheit der Städte und Gemeinden
sind. Bleiben also Schulden, Strei-
chungen an anderer Stelle im Ver-
kehrshaushalt oder eine Erhöhung
der Regionsumlage. Letzteres sind
die Beiträge, die Hannover und die
20 Städte und Gemeinden im Um-
land an die Region zahlen.

▶Werwürde überhaupt vom
365-Euro-Ticket profitieren?
Im derzeitigen Tarifsystem beim
GVH jedenfalls nicht alle, weil es
Rabattierungen gibt. Jugendnetz-
karten beispielsweise kosten
15Euro imMonat,Seniorennetzkar-
ten im Abonnement 25,50 Euro. Ein-
zelfahrscheine und Tageskarten

Geht es nach den Plänen von Steffen Krach, gibt es in der Region ein neues Ticketangebot für den Nahverkehr. FOTO: MICHAEL THOMAS
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müssten ohnehin im Sortiment blei-
ben, weil knapp die Hälfte der im
Tagesdurchschnitt 400000 Fahrgäs-
te kein Abonnement hat, sondern
nicht regelmäßig mit Bussen und
Bahnen fährt.

▶Sind denn überhaupt neue
Fahrscheinangebote geplant?
Ja. „Wir werden voraussichtlich
Mitte des Jahres die Hannover Card
50 einführen“, sagt Verkehrsdezer-
nent Franz. Das Modell orientiert
sich an der BahnCard. Wer die Han-
nover-Variante zum Preis von mo-
natlich 10 Euro erwirbt, zahlt dann
für alle einzeln erworbenen Fahr-
scheine im GVH den halben Preis.

Wer entscheidet am Ende über
das 365-Euro-Ticket?
Die Politiker der Regionsversamm-
lung, in der SPD und Grüne das
Mehrheitsbündnis bilden. In ihrer
Vereinbarung heißt es: „Mit dem
365-Euro-Ticket wagen wir einen
weiteren offensiven Schritt in Rich-
tung Mobilitätswende und werden
dafür ein tragfähiges Finanzie-
rungs- und Umsetzungskonzept bei
der Regionsverwaltung in Auftrag
geben.“ Das dürfte frühestens Mitte
kommenden Jahres vorliegen. Mit
den dann fälligen Beratungen und
Beschlüssen wird der turnusmäßige
Tarifwechsel im Dezember 2022
nicht zu schaffen sein. Es könnte al-
so erst Mitte oder Ende des Jahres
2023 etwas mit dem Projekt werden
– wenn überhaupt. Politiker der
Grünen haben jedenfalls schon ein-
mal Zweifel angemeldet. „Das 365-
Euro-Ticket ist eine Subvention für
diejenigen, die ohnehin schon Bus-
se und Bahnen nutzen“, sagt etwa
Julia Stock, Ratsfrau in Hannover
und bis zum Sommer Vorsitzende
des Regionsverbandes ihrer Partei.

Versprechen mit Hindernissen
Regionspräsident Steffen Krach will ein 365-Euro-Ticket für den Nahverkehr. Damit würde die Region

eine bundesweite Vorreiterrolle übernehmen – weil andere die hohen Kosten scheuen.

D ie Formel ist so schön sim-
pel: 365 Euro für ein im ge-
samten Tarifgebiet des
Großraum-Verkehr Han-

nover (GVH) gültiges Jahresticket
in Bussen und Bahnen – das macht
einen Euro pro Tag. Im Wahlkampf
um das Amt des Regionspräsiden-
ten hat diese Formel auch der So-
zialdemokrat Steffen Krach aufge-
griffen und sie zu einer zentralen
Forderung gemacht. Jetzt sitzt
Krach auf dem Chefsessel im Re-
gionshaus und wird an seinen Wahl-
versprechen gemessen. „Ich werde
ein Konzept für das 365-Euro-Ticket
entwickeln, das dann ausführlich
beraten wird. Und dann wünsche
ich mir, dass es auch beschlossen
wird“, hat er gesagt. Doch wie sieht
die Kosten-Nutzen-Rechnung des
Tickets aus? Und was bedeutet es
für bestehende Tarifmodelle?

▶Welche Idee steckt hinter dem
365-Euro-Ticket?
Es geht darum, mit günstigen und
einfachen Angeboten mehr Men-
schen vom Auto in Busse und Bah-
nen zu holen. In der Region Hanno-
ver dominiert der Autoverkehr, der
bei der letzten entsprechenden Er-
hebung im Jahr 2017 einen Anteil
von35ProzentamGesamtverkehrs-
aufkommen hatte. Auf Busse und
Bahnen entfielen 16 Prozent.

▶Wer hat das 365-Euro-Ticket
erfunden?
Das war Österreichs Hauptstadt
Wien, wo es dieses Jahresticket seit
2012 gibt.

▶Wie sieht es in Deutschland
aus?
Keine größere Stadt oder Region
und kein Verkehrsverbund hat das
Ticketmodell bislang im Angebot.
EinVersuch in Bonn,wo esNeukun-
den kaufen konnten, floppte und
wurde wieder eingestellt – von
17000 zur Verfügung stehenden
Karten wurden nur 6000 abgesetzt.

Von Bernd Haase

Ein Rundgang für die Karriere
Nach einjähriger Corona-Pause ist die Jobmesse zurück: 120 Aussteller
freuen sich über das große Interesse im Hannover Congress Centrum

sondern auch ältere Fachkräfte, die
sichberuflichumorientierenwollen.
„Beiuns sindvieledabei,diesich für
unsere Studienangebote interessie-
ren“, sagt Dorothea Westphal vom
Gemeinschaftsstand von Landes-
kriminalamt, Zentraler Polizeidi-
rektionundPolizeidirektionHanno-
ver. Ihr Kollege Engin Tavan berät
zwei junge Frauen, die gerade ein
Freiwilliges Soziales Jahr absolvie-
ren. „Wir haben uns gezielt Anlauf-
punkte ausgesucht“, berichten sie.
Oben auf ihrer Liste steht neben der
Polizei die Medizinische Hochschu-
le.

Die Firma Railconzept aus Wuns-
torf bildet in elfmonatigen Kursen
Lokführer und Lokführerinnen aus,
die sie dann an Bahnunternehmen
vermittelt. „Wir sind mit der Reso-
nanz zufrieden“, sagt Inhaber Ro-
land Schmidt. Interessenten aus al-
len Altersgruppen seien an den
Stand gekommen. Dort steht unter
anderem ein Fahrsimulator, an dem
sich Jonas Doede aus Ahlem ver-
sucht. „Ich finde das ganz gut und
könnte mir vorstellen, so etwas ein-
mal zu machen“, erklärt er hinter-
her. Der Schüler der IGS Badenstedt
hat mit seinen 15 Jahren aber noch
reichlich Zeit für berufliche Orien-
tierung.

Am Stand von tecRacer spielt Josè
Llorens eine Partie Tischtennis an
einer Miniplatte. Die Firma aus
Hannover, die Kunden im Bereich
Cloud Computing für Amazon Web
Services berät, sorgt so für etwas
Abwechslung. Sie ist aber in erster
LiniebeiderJobmesse imHannover
Congress Centrum (HCC) dabei,
weil sie IT-Consultants und Ent-
wickler einstellen will. „Wir sind
froh, dass wir nicht mehr nur über
Webinare arbeiten müssen“, sagt
Eva Ramuschkat von tecRacer.

Die Jobmesse, von den Veran-
staltern als Karriere-Event bezeich-
net, musste wegen der Corona-Pan-
demie im vergangenen Jahr kurz-
fristig abgesagt werden. Jetzt sind
am Sonnabend und am Sonntag
120Aussteller unterschiedlichster
Branchen dabei, darunter bekannte
Namen wieTui,Bosch,dieDeutsche
Bahn, Aldi oder die Madsack Me-
diengruppe. Dazu kommen Hoch-
schulen, Behörden wie Polizei, Zoll,
Stadt und Region Hannover sowie
Weiterbildungseinrichtungen.

Mehr Besucher als erwartet
Am ersten Tag sind mehr als 1000
Besucher gekommen, was Ge-

Von Bernd Haase schäftsführer Michael Barlag von
der gleichnamigen Veranstaltungs-
agentur als Erfolg wertet. „Bei den
herrschenden Rahmenbedingun-
gen hätten wir gar nicht so viel er-
wartet“, sagt er. Es gilt die 3-G-Re-
gel, zudem herrscht Maskenpflicht.
„Wer die Messe besucht, hat sich
schon vorher informiert und klare
Vorstellungen“, sagt Barlag, dessen
Unternehmen in den vergangenen
14Wochen13Jobmessen imgesam-
ten Bundesgebiet veranstaltet hat.
Die Menschen seien dankbar für
Präsenzveranstaltungen.

Auch Fachkräfte kommen
Im HCC suchen nicht nur junge
Menschen nach Karrierechancen,

Nicht nur junge Menschen informie-
ren sich im HCC, auch ältere Fach-
kräfte besuchen die Stände der Aus-
steller. FOTO: NANCY HEUSEL

▶Warum findet es bislang so
wenig Nachahmer?
Das Ticket ist nicht kostendeckend
und für die tragende Kommune sehr
teuer. „Die Region Hannover müss-
te es mit 70 bis 90 Millionen Euro
subventionieren“, hat Verkehrsde-
zernent Ulf-Birger Franz im Som-
mer erklärt – und zwar pro Jahr.

Ein Gutachten des von der Grö-
ßenordnung her mit der Region
Hannover vergleichbaren Ver-
kehrsverbunds Großraum Nürn-
berg beziffert den Subventionsbe-
darf auf bis zu 100 Millionen Euro im
Jahr, verbunden mit Fahrgastzu-
wächsen von höchstens 3,2 Prozent.
Die Studie rät stattdessen, lieber in
das Verkehrsangebot zu investie-
ren. In München hat die grün-rote
Koalition im Stadtrat ebenfalls we-
gen der Kosten Pläne für das 365-
Euro-Ticket gestoppt.

Zweifel gibt es auch im Norden
Deutschlands: „Neue Kunden ge-
winnt man mit Angebotsoffensiven,
bei Preislösungen bin ich skep-
tisch“, sagt Anna-Theresa Korbutt,
seit April Geschäftsführerin beim
Hamburger Verkehrsverbund HVV.
Sie hat vorher in Wien gelebt und
gearbeitet.

Auch Hannovers grüner Ober-
bürgermeister Belit Onay sieht ein
günstiges Jahresticket nur als einen
Baustein, um mehr Menschen in die
öffentlichen Nahverkehrsmittel zu
bekommen. Mindestens ebenso
wichtig sei der Ausbau der Bus- und
Bahnverbindungen. „Es hilft mir
nichts, wenn ich nur einen Euro zah-
le, aber dann an irgendeiner Halte-
stelle nicht weiterkomme“, so Onay
im HAZ-Interview.

▶Was sagt der Verband Deut-
scher Verkehrsunternehmen?
DerDachverbandVDVhat imOkto-
ber ein Positionspapier zum Thema
vorgelegt. „Bevor Tarifsenkungen
umgesetzt werden, müssen die öf-
fentlichen Mittel im ersten Schritt
vorrangig in Ausbau von Angebot,
Kapazitäten und Qualität investiert
werden“, heißt es dort.

▶Wiemacht esWien?
Die Stadt hat genau das getan, was
der VDV fordert. Sie hat vor der Ein-
führung des 365-Euro-Tickets mas-
siv in den Ausbau ihres S-Bahn- und
U-Bahn-Netzes investiert. Gleich-
zeitig sind in den Innenstadtbezir-
ken kostenfreie Parkplätze entfal-
len und die Parkgebühren drastisch
erhöht worden. Außerdem gibt es in
der österreichischen Hauptstadt die
sogenannte Dienstgeberabgabe,
bei der Arbeitgeber für jeden Ange-
stellten 2 Euro pro Woche abführen
müssen. Mit beiden Einnahmequel-
len wird das 365-Euro-Ticket
gegenfinanziert.

▶Was kostet der Nahverkehr in
der Region Hannover?
Nahverkehr ist nicht kostende-
ckend zu betreiben. Die Zuschüsse
belaufen sich in der Region aktuell
auf etwa 150 Millionen Euro jähr-
lich. Weil Investitionen etwa in neue
Stadtbahnwagen, einen neuen Be-
triebshof oder das Sprinti-Projekt
mitKleinbussen inderRegionfinan-
ziert werden müssen, dürfte diese
Summe in den nächsten Jahren auf
etwa 190 Millionen Euro ansteigen.

Unwägbarkeiten gibt es derzeit
bei den Einnahmen aus dem Fahr-

scheinverkauf, aus denen der GVH
im Vor-Corona-Jahr 2019 gut
280Millionen Euro erlöst hat. Aktu-
ellerreichtdasFahrgastaufkommen
bei Üstra, Regiobus und den ande-
ren Verkehrsunternehmen etwa
80Prozent des Niveaus der Zeiten
vor der Pandemie. Bund und Land
wollen mit einem Rettungsschirm
wie im vergangenen Jahr Verluste
ausgleichen. In welcher Höhe, steht
allerdings noch nicht fest. Die Mil-
lionen für das 365-Euro-Ticket wür-
den den Zuschussbedarf entspre-
chend vergrößern.

▶Welche Geldquellen könnte
die Region anzapfen?
Bundes- oder Landeszuschüsse gibt
es für derartige Maßnahmen nicht.

Die Wiener Lösung scheidet auch
aus, weil Parkgebühren Angele-
genheit der Städte und Gemeinden
sind. Bleiben also Schulden, Strei-
chungen an anderer Stelle im Ver-
kehrshaushalt oder eine Erhöhung
der Regionsumlage. Letzteres sind
die Beiträge, die Hannover und die
20 Städte und Gemeinden im Um-
land an die Region zahlen.

▶Werwürde überhaupt vom
365-Euro-Ticket profitieren?
Im derzeitigen Tarifsystem beim
GVH jedenfalls nicht alle, weil es
Rabattierungen gibt. Jugendnetz-
karten beispielsweise kosten
15Euro imMonat,Seniorennetzkar-
ten im Abonnement 25,50 Euro. Ein-
zelfahrscheine und Tageskarten

Geht es nach den Plänen von Steffen Krach, gibt es in der Region ein neues Ticketangebot für den Nahverkehr. FOTO: MICHAEL THOMAS
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müssten ohnehin im Sortiment blei-
ben, weil knapp die Hälfte der im
Tagesdurchschnitt 400000 Fahrgäs-
te kein Abonnement hat, sondern
nicht regelmäßig mit Bussen und
Bahnen fährt.

▶Sind denn überhaupt neue
Fahrscheinangebote geplant?
Ja. „Wir werden voraussichtlich
Mitte des Jahres die Hannover Card
50 einführen“, sagt Verkehrsdezer-
nent Franz. Das Modell orientiert
sich an der BahnCard. Wer die Han-
nover-Variante zum Preis von mo-
natlich 10 Euro erwirbt, zahlt dann
für alle einzeln erworbenen Fahr-
scheine im GVH den halben Preis.

Wer entscheidet am Ende über
das 365-Euro-Ticket?
Die Politiker der Regionsversamm-
lung, in der SPD und Grüne das
Mehrheitsbündnis bilden. In ihrer
Vereinbarung heißt es: „Mit dem
365-Euro-Ticket wagen wir einen
weiteren offensiven Schritt in Rich-
tung Mobilitätswende und werden
dafür ein tragfähiges Finanzie-
rungs- und Umsetzungskonzept bei
der Regionsverwaltung in Auftrag
geben.“ Das dürfte frühestens Mitte
kommenden Jahres vorliegen. Mit
den dann fälligen Beratungen und
Beschlüssen wird der turnusmäßige
Tarifwechsel im Dezember 2022
nicht zu schaffen sein. Es könnte al-
so erst Mitte oder Ende des Jahres
2023 etwas mit dem Projekt werden
– wenn überhaupt. Politiker der
Grünen haben jedenfalls schon ein-
mal Zweifel angemeldet. „Das 365-
Euro-Ticket ist eine Subvention für
diejenigen, die ohnehin schon Bus-
se und Bahnen nutzen“, sagt etwa
Julia Stock, Ratsfrau in Hannover
und bis zum Sommer Vorsitzende
des Regionsverbandes ihrer Partei.

Versprechen mit Hindernissen
Regionspräsident Steffen Krach will ein 365-Euro-Ticket für den Nahverkehr. Damit würde die Region

eine bundesweite Vorreiterrolle übernehmen – weil andere die hohen Kosten scheuen.

D ie Formel ist so schön sim-
pel: 365 Euro für ein im ge-
samten Tarifgebiet des
Großraum-Verkehr Han-

nover (GVH) gültiges Jahresticket
in Bussen und Bahnen – das macht
einen Euro pro Tag. Im Wahlkampf
um das Amt des Regionspräsiden-
ten hat diese Formel auch der So-
zialdemokrat Steffen Krach aufge-
griffen und sie zu einer zentralen
Forderung gemacht. Jetzt sitzt
Krach auf dem Chefsessel im Re-
gionshaus und wird an seinen Wahl-
versprechen gemessen. „Ich werde
ein Konzept für das 365-Euro-Ticket
entwickeln, das dann ausführlich
beraten wird. Und dann wünsche
ich mir, dass es auch beschlossen
wird“, hat er gesagt. Doch wie sieht
die Kosten-Nutzen-Rechnung des
Tickets aus? Und was bedeutet es
für bestehende Tarifmodelle?

▶Welche Idee steckt hinter dem
365-Euro-Ticket?
Es geht darum, mit günstigen und
einfachen Angeboten mehr Men-
schen vom Auto in Busse und Bah-
nen zu holen. In der Region Hanno-
ver dominiert der Autoverkehr, der
bei der letzten entsprechenden Er-
hebung im Jahr 2017 einen Anteil
von35ProzentamGesamtverkehrs-
aufkommen hatte. Auf Busse und
Bahnen entfielen 16 Prozent.

▶Wer hat das 365-Euro-Ticket
erfunden?
Das war Österreichs Hauptstadt
Wien, wo es dieses Jahresticket seit
2012 gibt.

▶Wie sieht es in Deutschland
aus?
Keine größere Stadt oder Region
und kein Verkehrsverbund hat das
Ticketmodell bislang im Angebot.
EinVersuch inBonn,wo esNeukun-
den kaufen konnten, floppte und
wurde wieder eingestellt – von
17000 zur Verfügung stehenden
Karten wurden nur 6000 abgesetzt.

Von Bernd Haase

Ein Rundgang für die Karriere
Nach einjähriger Corona-Pause ist die Jobmesse zurück: 120 Aussteller
freuen sich über das große Interesse im Hannover Congress Centrum

sondern auch ältere Fachkräfte, die
sichberuflichumorientierenwollen.
„Beiunssindvieledabei,diesich für
unsere Studienangebote interessie-
ren“, sagt Dorothea Westphal vom
Gemeinschaftsstand von Landes-
kriminalamt, Zentraler Polizeidi-
rektionundPolizeidirektionHanno-
ver. Ihr Kollege Engin Tavan berät
zwei junge Frauen, die gerade ein
Freiwilliges Soziales Jahr absolvie-
ren. „Wir haben uns gezielt Anlauf-
punkte ausgesucht“, berichten sie.
Oben auf ihrer Liste steht neben der
Polizei die Medizinische Hochschu-
le.

Die Firma Railconzept aus Wuns-
torf bildet in elfmonatigen Kursen
Lokführer und Lokführerinnen aus,
die sie dann an Bahnunternehmen
vermittelt. „Wir sind mit der Reso-
nanz zufrieden“, sagt Inhaber Ro-
land Schmidt. Interessenten aus al-
len Altersgruppen seien an den
Stand gekommen. Dort steht unter
anderem ein Fahrsimulator, an dem
sich Jonas Doede aus Ahlem ver-
sucht. „Ich finde das ganz gut und
könnte mir vorstellen, so etwas ein-
mal zu machen“, erklärt er hinter-
her. Der Schüler der IGS Badenstedt
hat mit seinen 15 Jahren aber noch
reichlich Zeit für berufliche Orien-
tierung.

Am Stand von tecRacer spielt Josè
Llorens eine Partie Tischtennis an
einer Miniplatte. Die Firma aus
Hannover, die Kunden im Bereich
Cloud Computing für Amazon Web
Services berät, sorgt so für etwas
Abwechslung. Sie ist aber in erster
LiniebeiderJobmesse imHannover
Congress Centrum (HCC) dabei,
weil sie IT-Consultants und Ent-
wickler einstellen will. „Wir sind
froh, dass wir nicht mehr nur über
Webinare arbeiten müssen“, sagt
Eva Ramuschkat von tecRacer.

Die Jobmesse, von den Veran-
staltern als Karriere-Event bezeich-
net, musste wegen der Corona-Pan-
demie im vergangenen Jahr kurz-
fristig abgesagt werden. Jetzt sind
am Sonnabend und am Sonntag
120Aussteller unterschiedlichster
Branchen dabei, darunter bekannte
Namen wieTui,Bosch,dieDeutsche
Bahn, Aldi oder die Madsack Me-
diengruppe. Dazu kommen Hoch-
schulen, Behörden wie Polizei, Zoll,
Stadt und Region Hannover sowie
Weiterbildungseinrichtungen.

Mehr Besucher als erwartet
Am ersten Tag sind mehr als 1000
Besucher gekommen, was Ge-

Von Bernd Haase schäftsführer Michael Barlag von
der gleichnamigen Veranstaltungs-
agentur als Erfolg wertet. „Bei den
herrschenden Rahmenbedingun-
gen hätten wir gar nicht so viel er-
wartet“, sagt er. Es gilt die 3-G-Re-
gel, zudem herrscht Maskenpflicht.
„Wer die Messe besucht, hat sich
schon vorher informiert und klare
Vorstellungen“, sagt Barlag, dessen
Unternehmen in den vergangenen
14Wochen13Jobmessen imgesam-
ten Bundesgebiet veranstaltet hat.
Die Menschen seien dankbar für
Präsenzveranstaltungen.

Auch Fachkräfte kommen
Im HCC suchen nicht nur junge
Menschen nach Karrierechancen,

Nicht nur junge Menschen informie-
ren sich im HCC, auch ältere Fach-
kräfte besuchen die Stände der Aus-
steller. FOTO: NANCY HEUSEL

▶Warum findet es bislang so
wenig Nachahmer?
Das Ticket ist nicht kostendeckend
und für die tragende Kommune sehr
teuer. „Die Region Hannover müss-
te es mit 70 bis 90 Millionen Euro
subventionieren“, hat Verkehrsde-
zernent Ulf-Birger Franz im Som-
mer erklärt – und zwar pro Jahr.

Ein Gutachten des von der Grö-
ßenordnung her mit der Region
Hannover vergleichbaren Ver-
kehrsverbunds Großraum Nürn-
berg beziffert den Subventionsbe-
darf auf bis zu 100 Millionen Euro im
Jahr, verbunden mit Fahrgastzu-
wächsen von höchstens 3,2 Prozent.
Die Studie rät stattdessen, lieber in
das Verkehrsangebot zu investie-
ren. In München hat die grün-rote
Koalition im Stadtrat ebenfalls we-
gen der Kosten Pläne für das 365-
Euro-Ticket gestoppt.

Zweifel gibt es auch im Norden
Deutschlands: „Neue Kunden ge-
winnt man mit Angebotsoffensiven,
bei Preislösungen bin ich skep-
tisch“, sagt Anna-Theresa Korbutt,
seit April Geschäftsführerin beim
Hamburger Verkehrsverbund HVV.
Sie hat vorher in Wien gelebt und
gearbeitet.

Auch Hannovers grüner Ober-
bürgermeister Belit Onay sieht ein
günstiges Jahresticket nur als einen
Baustein, um mehr Menschen in die
öffentlichen Nahverkehrsmittel zu
bekommen. Mindestens ebenso
wichtig sei der Ausbau der Bus- und
Bahnverbindungen. „Es hilft mir
nichts, wenn ich nur einen Euro zah-
le, aber dann an irgendeiner Halte-
stelle nicht weiterkomme“, so Onay
im HAZ-Interview.

▶Was sagt der Verband Deut-
scher Verkehrsunternehmen?
DerDachverbandVDVhat imOkto-
ber ein Positionspapier zum Thema
vorgelegt. „Bevor Tarifsenkungen
umgesetzt werden, müssen die öf-
fentlichen Mittel im ersten Schritt
vorrangig in Ausbau von Angebot,
Kapazitäten und Qualität investiert
werden“, heißt es dort.

▶Wiemacht esWien?
Die Stadt hat genau das getan, was
der VDV fordert. Sie hat vor der Ein-
führung des 365-Euro-Tickets mas-
siv in den Ausbau ihres S-Bahn- und
U-Bahn-Netzes investiert. Gleich-
zeitig sind in den Innenstadtbezir-
ken kostenfreie Parkplätze entfal-
len und die Parkgebühren drastisch
erhöht worden. Außerdem gibt es in
der österreichischen Hauptstadt die
sogenannte Dienstgeberabgabe,
bei der Arbeitgeber für jeden Ange-
stellten 2 Euro pro Woche abführen
müssen. Mit beiden Einnahmequel-
len wird das 365-Euro-Ticket
gegenfinanziert.

▶Was kostet der Nahverkehr in
der Region Hannover?
Nahverkehr ist nicht kostende-
ckend zu betreiben. Die Zuschüsse
belaufen sich in der Region aktuell
auf etwa 150 Millionen Euro jähr-
lich. Weil Investitionen etwa in neue
Stadtbahnwagen, einen neuen Be-
triebshof oder das Sprinti-Projekt
mitKleinbussen inderRegionfinan-
ziert werden müssen, dürfte diese
Summe in den nächsten Jahren auf
etwa 190 Millionen Euro ansteigen.

Unwägbarkeiten gibt es derzeit
bei den Einnahmen aus dem Fahr-

scheinverkauf, aus denen der GVH
im Vor-Corona-Jahr 2019 gut
280Millionen Euro erlöst hat. Aktu-
ellerreichtdasFahrgastaufkommen
bei Üstra, Regiobus und den ande-
ren Verkehrsunternehmen etwa
80Prozent des Niveaus der Zeiten
vor der Pandemie. Bund und Land
wollen mit einem Rettungsschirm
wie im vergangenen Jahr Verluste
ausgleichen. In welcher Höhe, steht
allerdings noch nicht fest. Die Mil-
lionen für das 365-Euro-Ticket wür-
den den Zuschussbedarf entspre-
chend vergrößern.

▶Welche Geldquellen könnte
die Region anzapfen?
Bundes- oder Landeszuschüsse gibt
es für derartige Maßnahmen nicht.

Die Wiener Lösung scheidet auch
aus, weil Parkgebühren Angele-
genheit der Städte und Gemeinden
sind. Bleiben also Schulden, Strei-
chungen an anderer Stelle im Ver-
kehrshaushalt oder eine Erhöhung
der Regionsumlage. Letzteres sind
die Beiträge, die Hannover und die
20 Städte und Gemeinden im Um-
land an die Region zahlen.

▶Werwürde überhaupt vom
365-Euro-Ticket profitieren?
Im derzeitigen Tarifsystem beim
GVH jedenfalls nicht alle, weil es
Rabattierungen gibt. Jugendnetz-
karten beispielsweise kosten
15Euro imMonat,Seniorennetzkar-
ten im Abonnement 25,50 Euro. Ein-
zelfahrscheine und Tageskarten

Geht es nach den Plänen von Steffen Krach, gibt es in der Region ein neues Ticketangebot für den Nahverkehr. FOTO: MICHAEL THOMAS
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müssten ohnehin im Sortiment blei-
ben, weil knapp die Hälfte der im
Tagesdurchschnitt 400000 Fahrgäs-
te kein Abonnement hat, sondern
nicht regelmäßig mit Bussen und
Bahnen fährt.

▶Sind denn überhaupt neue
Fahrscheinangebote geplant?
Ja. „Wir werden voraussichtlich
Mitte des Jahres die Hannover Card
50 einführen“, sagt Verkehrsdezer-
nent Franz. Das Modell orientiert
sich an der BahnCard. Wer die Han-
nover-Variante zum Preis von mo-
natlich 10 Euro erwirbt, zahlt dann
für alle einzeln erworbenen Fahr-
scheine im GVH den halben Preis.

Wer entscheidet am Ende über
das 365-Euro-Ticket?
Die Politiker der Regionsversamm-
lung, in der SPD und Grüne das
Mehrheitsbündnis bilden. In ihrer
Vereinbarung heißt es: „Mit dem
365-Euro-Ticket wagen wir einen
weiteren offensiven Schritt in Rich-
tung Mobilitätswende und werden
dafür ein tragfähiges Finanzie-
rungs- und Umsetzungskonzept bei
der Regionsverwaltung in Auftrag
geben.“ Das dürfte frühestens Mitte
kommenden Jahres vorliegen. Mit
den dann fälligen Beratungen und
Beschlüssen wird der turnusmäßige
Tarifwechsel im Dezember 2022
nicht zu schaffen sein. Es könnte al-
so erst Mitte oder Ende des Jahres
2023 etwas mit dem Projekt werden
– wenn überhaupt. Politiker der
Grünen haben jedenfalls schon ein-
mal Zweifel angemeldet. „Das 365-
Euro-Ticket ist eine Subvention für
diejenigen, die ohnehin schon Bus-
se und Bahnen nutzen“, sagt etwa
Julia Stock, Ratsfrau in Hannover
und bis zum Sommer Vorsitzende
des Regionsverbandes ihrer Partei.

Versprechen mit Hindernissen
Regionspräsident Steffen Krach will ein 365-Euro-Ticket für den Nahverkehr. Damit würde die Region

eine bundesweite Vorreiterrolle übernehmen – weil andere die hohen Kosten scheuen.

D ie Formel ist so schön sim-
pel: 365 Euro für ein im ge-
samten Tarifgebiet des
Großraum-Verkehr Han-

nover (GVH) gültiges Jahresticket
in Bussen und Bahnen – das macht
einen Euro pro Tag. Im Wahlkampf
um das Amt des Regionspräsiden-
ten hat diese Formel auch der So-
zialdemokrat Steffen Krach aufge-
griffen und sie zu einer zentralen
Forderung gemacht. Jetzt sitzt
Krach auf dem Chefsessel im Re-
gionshaus und wird an seinen Wahl-
versprechen gemessen. „Ich werde
ein Konzept für das 365-Euro-Ticket
entwickeln, das dann ausführlich
beraten wird. Und dann wünsche
ich mir, dass es auch beschlossen
wird“, hat er gesagt. Doch wie sieht
die Kosten-Nutzen-Rechnung des
Tickets aus? Und was bedeutet es
für bestehende Tarifmodelle?

▶Welche Idee steckt hinter dem
365-Euro-Ticket?
Es geht darum, mit günstigen und
einfachen Angeboten mehr Men-
schen vom Auto in Busse und Bah-
nen zu holen. In der Region Hanno-
ver dominiert der Autoverkehr, der
bei der letzten entsprechenden Er-
hebung im Jahr 2017 einen Anteil
von35ProzentamGesamtverkehrs-
aufkommen hatte. Auf Busse und
Bahnen entfielen 16 Prozent.

▶Wer hat das 365-Euro-Ticket
erfunden?
Das war Österreichs Hauptstadt
Wien, wo es dieses Jahresticket seit
2012 gibt.

▶Wie sieht es in Deutschland
aus?
Keine größere Stadt oder Region
und kein Verkehrsverbund hat das
Ticketmodell bislang im Angebot.
EinVersuch in Bonn,wo esNeukun-
den kaufen konnten, floppte und
wurde wieder eingestellt – von
17000 zur Verfügung stehenden
Karten wurden nur 6000 abgesetzt.

Von Bernd Haase

Ein Rundgang für die Karriere
Nach einjähriger Corona-Pause ist die Jobmesse zurück: 120 Aussteller
freuen sich über das große Interesse im Hannover Congress Centrum

sondern auch ältere Fachkräfte, die
sichberuflichumorientierenwollen.
„Beiuns sindvieledabei,diesich für
unsere Studienangebote interessie-
ren“, sagt Dorothea Westphal vom
Gemeinschaftsstand von Landes-
kriminalamt, Zentraler Polizeidi-
rektionundPolizeidirektionHanno-
ver. Ihr Kollege Engin Tavan berät
zwei junge Frauen, die gerade ein
Freiwilliges Soziales Jahr absolvie-
ren. „Wir haben uns gezielt Anlauf-
punkte ausgesucht“, berichten sie.
Oben auf ihrer Liste steht neben der
Polizei die Medizinische Hochschu-
le.

Die Firma Railconzept aus Wuns-
torf bildet in elfmonatigen Kursen
Lokführer und Lokführerinnen aus,
die sie dann an Bahnunternehmen
vermittelt. „Wir sind mit der Reso-
nanz zufrieden“, sagt Inhaber Ro-
land Schmidt. Interessenten aus al-
len Altersgruppen seien an den
Stand gekommen. Dort steht unter
anderem ein Fahrsimulator, an dem
sich Jonas Doede aus Ahlem ver-
sucht. „Ich finde das ganz gut und
könnte mir vorstellen, so etwas ein-
mal zu machen“, erklärt er hinter-
her. Der Schüler der IGS Badenstedt
hat mit seinen 15 Jahren aber noch
reichlich Zeit für berufliche Orien-
tierung.

Am Stand von tecRacer spielt Josè
Llorens eine Partie Tischtennis an
einer Miniplatte. Die Firma aus
Hannover, die Kunden im Bereich
Cloud Computing für Amazon Web
Services berät, sorgt so für etwas
Abwechslung. Sie ist aber in erster
LiniebeiderJobmesse imHannover
Congress Centrum (HCC) dabei,
weil sie IT-Consultants und Ent-
wickler einstellen will. „Wir sind
froh, dass wir nicht mehr nur über
Webinare arbeiten müssen“, sagt
Eva Ramuschkat von tecRacer.

Die Jobmesse, von den Veran-
staltern als Karriere-Event bezeich-
net, musste wegen der Corona-Pan-
demie im vergangenen Jahr kurz-
fristig abgesagt werden. Jetzt sind
am Sonnabend und am Sonntag
120Aussteller unterschiedlichster
Branchen dabei, darunter bekannte
Namen wieTui,Bosch,dieDeutsche
Bahn, Aldi oder die Madsack Me-
diengruppe. Dazu kommen Hoch-
schulen, Behörden wie Polizei, Zoll,
Stadt und Region Hannover sowie
Weiterbildungseinrichtungen.

Mehr Besucher als erwartet
Am ersten Tag sind mehr als 1000
Besucher gekommen, was Ge-

Von Bernd Haase schäftsführer Michael Barlag von
der gleichnamigen Veranstaltungs-
agentur als Erfolg wertet. „Bei den
herrschenden Rahmenbedingun-
gen hätten wir gar nicht so viel er-
wartet“, sagt er. Es gilt die 3-G-Re-
gel, zudem herrscht Maskenpflicht.
„Wer die Messe besucht, hat sich
schon vorher informiert und klare
Vorstellungen“, sagt Barlag, dessen
Unternehmen in den vergangenen
14Wochen13Jobmessen imgesam-
ten Bundesgebiet veranstaltet hat.
Die Menschen seien dankbar für
Präsenzveranstaltungen.

Auch Fachkräfte kommen
Im HCC suchen nicht nur junge
Menschen nach Karrierechancen,

Nicht nur junge Menschen informie-
ren sich im HCC, auch ältere Fach-
kräfte besuchen die Stände der Aus-
steller. FOTO: NANCY HEUSEL

▶Warum findet es bislang so
wenig Nachahmer?
Das Ticket ist nicht kostendeckend
und für die tragende Kommune sehr
teuer. „Die Region Hannover müss-
te es mit 70 bis 90 Millionen Euro
subventionieren“, hat Verkehrsde-
zernent Ulf-Birger Franz im Som-
mer erklärt – und zwar pro Jahr.

Ein Gutachten des von der Grö-
ßenordnung her mit der Region
Hannover vergleichbaren Ver-
kehrsverbunds Großraum Nürn-
berg beziffert den Subventionsbe-
darf auf bis zu 100 Millionen Euro im
Jahr, verbunden mit Fahrgastzu-
wächsen von höchstens 3,2 Prozent.
Die Studie rät stattdessen, lieber in
das Verkehrsangebot zu investie-
ren. In München hat die grün-rote
Koalition im Stadtrat ebenfalls we-
gen der Kosten Pläne für das 365-
Euro-Ticket gestoppt.

Zweifel gibt es auch im Norden
Deutschlands: „Neue Kunden ge-
winnt man mit Angebotsoffensiven,
bei Preislösungen bin ich skep-
tisch“, sagt Anna-Theresa Korbutt,
seit April Geschäftsführerin beim
Hamburger Verkehrsverbund HVV.
Sie hat vorher in Wien gelebt und
gearbeitet.

Auch Hannovers grüner Ober-
bürgermeister Belit Onay sieht ein
günstiges Jahresticket nur als einen
Baustein, um mehr Menschen in die
öffentlichen Nahverkehrsmittel zu
bekommen. Mindestens ebenso
wichtig sei der Ausbau der Bus- und
Bahnverbindungen. „Es hilft mir
nichts, wenn ich nur einen Euro zah-
le, aber dann an irgendeiner Halte-
stelle nicht weiterkomme“, so Onay
im HAZ-Interview.

▶Was sagt der Verband Deut-
scher Verkehrsunternehmen?
DerDachverbandVDVhat imOkto-
ber ein Positionspapier zum Thema
vorgelegt. „Bevor Tarifsenkungen
umgesetzt werden, müssen die öf-
fentlichen Mittel im ersten Schritt
vorrangig in Ausbau von Angebot,
Kapazitäten und Qualität investiert
werden“, heißt es dort.

▶Wiemacht esWien?
Die Stadt hat genau das getan, was
der VDV fordert. Sie hat vor der Ein-
führung des 365-Euro-Tickets mas-
siv in den Ausbau ihres S-Bahn- und
U-Bahn-Netzes investiert. Gleich-
zeitig sind in den Innenstadtbezir-
ken kostenfreie Parkplätze entfal-
len und die Parkgebühren drastisch
erhöht worden. Außerdem gibt es in
der österreichischen Hauptstadt die
sogenannte Dienstgeberabgabe,
bei der Arbeitgeber für jeden Ange-
stellten 2 Euro pro Woche abführen
müssen. Mit beiden Einnahmequel-
len wird das 365-Euro-Ticket
gegenfinanziert.

▶Was kostet der Nahverkehr in
der Region Hannover?
Nahverkehr ist nicht kostende-
ckend zu betreiben. Die Zuschüsse
belaufen sich in der Region aktuell
auf etwa 150 Millionen Euro jähr-
lich. Weil Investitionen etwa in neue
Stadtbahnwagen, einen neuen Be-
triebshof oder das Sprinti-Projekt
mitKleinbussen inderRegionfinan-
ziert werden müssen, dürfte diese
Summe in den nächsten Jahren auf
etwa 190 Millionen Euro ansteigen.

Unwägbarkeiten gibt es derzeit
bei den Einnahmen aus dem Fahr-

scheinverkauf, aus denen der GVH
im Vor-Corona-Jahr 2019 gut
280Millionen Euro erlöst hat. Aktu-
ellerreichtdasFahrgastaufkommen
bei Üstra, Regiobus und den ande-
ren Verkehrsunternehmen etwa
80Prozent des Niveaus der Zeiten
vor der Pandemie. Bund und Land
wollen mit einem Rettungsschirm
wie im vergangenen Jahr Verluste
ausgleichen. In welcher Höhe, steht
allerdings noch nicht fest. Die Mil-
lionen für das 365-Euro-Ticket wür-
den den Zuschussbedarf entspre-
chend vergrößern.

▶Welche Geldquellen könnte
die Region anzapfen?
Bundes- oder Landeszuschüsse gibt
es für derartige Maßnahmen nicht.

Die Wiener Lösung scheidet auch
aus, weil Parkgebühren Angele-
genheit der Städte und Gemeinden
sind. Bleiben also Schulden, Strei-
chungen an anderer Stelle im Ver-
kehrshaushalt oder eine Erhöhung
der Regionsumlage. Letzteres sind
die Beiträge, die Hannover und die
20 Städte und Gemeinden im Um-
land an die Region zahlen.

▶Werwürde überhaupt vom
365-Euro-Ticket profitieren?
Im derzeitigen Tarifsystem beim
GVH jedenfalls nicht alle, weil es
Rabattierungen gibt. Jugendnetz-
karten beispielsweise kosten
15Euro imMonat,Seniorennetzkar-
ten im Abonnement 25,50 Euro. Ein-
zelfahrscheine und Tageskarten

Geht es nach den Plänen von Steffen Krach, gibt es in der Region ein neues Ticketangebot für den Nahverkehr. FOTO: MICHAEL THOMAS
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a Warum findet es bislang so wenig Nachahmer?

Das Ticket ist nicht kostendeckend und für die tragende Kommune 
sehr teuer. „Die Region Hannover müsste es mit 70 bis 90 Millionen 
Euro subventionieren“ […] – und zwar pro Jahr. […] Nürnberg bezif-
fert den Subventionsbedarf auf bis zu 100 Millionen Euro im Jahr.

a Was sagt der Verband Deutscher Verkehrsunternehmen?

Der Dachverband VDV hat im Oktober ein Positionspapier zum Thema 
vorgelegt. „Bevor Tarifsenkungen umgesetzt werden, müssen die 
öffentlichen Mittel im ersten Schritt vorrangig in Ausbau von An-
gebot, Kapazitäten und Qualität investiert werden“, heißt es dort.

a Wie macht es Wien?

Die Stadt hat genau das getan, was der VDV fordert. Sie hat vor 
der Einführung des 365-Euro-Tickets massiv in den Ausbau 
ihres S-Bahn- und U-Bahn-Netzes investiert.

a Welche Geldquellen könnte die Region anzapfen?

Bundes- oder Landeszuschüsse gibt es für derartige Maßnahmen 
nicht. Die Wiener Lösung scheidet auch aus, weil Parkgebühren An-
gelegenheit der Städte und Gemeinden sind. Bleiben also Schulden, 
Streichungen an anderer Stelle im Verkehrshaushalt oder eine 
Erhöhung der Regionsumlage.
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